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1. Kapitel 

Einfuhrung 

1. Teil: Gegenstand der Untersuchung 

A. Themenaufriss 

In der heutigen Gesellschaft lässt sich in den vergangenen zehn Jahren ein 
nahezu kontinuierlicher Anstieg der Scheidungsraten beobachten. 

Im Rekordjahr 2003 wurden laut Mitteilung des Statistischen Bundes-
amtes in Deutschland fast 214.000 Ehen geschieden; im Folgejahr 2004 
blieb diese Zahl mit 213.700 Scheidungen weitgehend gleich hoch.1 Damit 
endet auf bundesdeutscher Ebene etwa jede dritte Ehe vor Gericht, und ein 
Blick in die Vereinigten Staaten von Amerika zeigt deutlich, dass es sich 
bei diesem gesellschaftlichen Phänomen nicht um ein innerdeutsches Prob-
lem handelt. 

Gerade in den USA hat diese Entwicklung gravierende Ausmaße ange-
nommen. Man geht davon aus, dass hier etwa die Hälfte aller geschlosse-
nen Ehen wieder geschieden wird.2 Von den Ländern mit westlichen Tradi-
tionen,3 aber auch weltweit handelt es sich daher um das Land mit der 
höchsten Scheidungsrate.4 

Mit dieser Problematik einhergehend nimmt auch die Arbeitsbelastung 
der staatlichen Gerichte zu. Die Bundesstatistik für das Jahr 2003 zeigt 
deutlich, dass von etwa 1.927.734 Neuzugängen in der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit mehr als ein Viertel der Verfahren aus dem Bereich des Fami-
lienrechts stammt.5 Es ist anzunehmen, dass gerade die Ehescheidungsver-
fahren besonderen Einfluss auf die Höhe dieser Zahl haben. 

1 Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 13. Juli 2005; im Internet ab-
rufbar unter <http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2005/p2980023.htm>; vgl. dazu 
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 14. Juli 2005, Nr. 161, S. 7 und StAZ 2005, 307, 307; 
Menne, FPR 2005, 323, 324. 

2 Walker, 18 J. Am. Acad. Matrimonial Law. 429, 429 (2003); vgl. Benjamin/Gollan, 
Family Evaluation in Custody Litigation, S . l l . 

3 Rheinstein, Marriage Stability, Divorce and the Law, S. 30. 
4 Krause, Family Law, Cases, Comments and Questions, S. 92. 
5 Vgl. die Statistik 2003, im Internet abrufbar unter <http://www.destatis.de/basis 

/d/recht/rechts 1 .php>. 
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Jedoch lässt sich im Justizwesen allgemein ein kontinuierlich steigender 
Gerichtsanfall verzeichnen.6 In den USA wird dieses Phänomen, das in den 
letzten Jahrzehnten die Aufmerksamkeit aller Ebenen des Rechtssystems 
erregt hat, auch als Crowded courtroom-Syndrom bezeichnet.7 

Als Resultat dieser Problematik ergibt sich die Notwendigkeit, eine Ent-
lastung der Gerichtsbarkeit, insbesondere im zivilrechtlichen Bereich, her-
beizuführen. Aus diesem Grund wird in den letzten Jahren verstärkt dar-
über diskutiert, den Weg zu den staatlichen Gerichten zu umgehen und 
alternative Konfliktlösungsmöglichkeiten zu suchen.8 

Neben der Mediation gewinnt die Schiedsgerichtsbarkeit - als beliebtes 
Instrument der Streiterledigung - im internationalen Wirtschaftsverkehr an 
Bedeutung.9 Diese privatgerichtliche Institution, „die ihre Rechtfertigung 
ausschließlich durch Parteiautonomie erfahrt und bei der der Staat ledig-
lich zwingende Anforderungen der Verfahrensgerechtigkeit aufstellt"10 

„hat sich als zweckmäßiges Instrument erwiesen, wo immer es darum geht, 
ressourcenverschleißende und zeitaufwendige, häufig international ver-
quickte Rechtsstreitigkeiten zu lösen."11 In diesem Zusammenhang wird 
diese Form privater Streitbeilegung als wichtiger Aspekt eines „modernen 
sozialen Managements" angesehen.12 

Unter Berücksichtigung der immensen Scheidungsraten und der damit 
einhergehenden wachsenden Arbeitsbelastung der staatlichen Gerichte 
kann dieser Inanspruchnahme privater Gerichtsbarkeit gerade auch im E-
hescheidungsrecht Bedeutung zukommen. 

Der Sinn der Schiedsgerichtsbarkeit besteht in diesem familienrechtli-
chen Bereich jedoch nicht allein darin, die ordentlichen Gerichte zu entlas-
ten. Im Vergleich zu staatlicher Rechtsprechung bietet das Schiedsverfah-
ren verschiedenartige Instrumentarien an, sehr interessengerecht an den 
Konfliktlösungsprozess heranzugehen.13 Gerade in scheidungsrechtlichen 
Streitigkeiten, die sich häufig durch Langwierigkeit und eine emotionsge-
ladene Atmosphäre auszeichnen, können die Vorzüge privater Gerichts-
barkeit zur Geltung kommen. 

Auf privatem Schiedswege lassen sich viele Probleme eines kontradik-
torischen gerichtlichen Verfahrens bewältigen, in dem oft in harscher Wei-
se versucht wird, die Ehe unter Nutzung eines jeden möglichen Vorteils 

6 Katzenmeier, ZZP 115 (2002), 51, 52. 
1 Rigby, 44 La. L. Rev. 1725, 1725 (1984). 
8 Böckstiegel, DRiZ 1996, 267, 267. 
9 Holeweg, Schiedsvereinbarungen und Strohmanngesellschaften, S. 24; Frost, 

Schiedsgerichtsbarkeit im Bereich des geistigen Eigentums, S. 1. 
10 Gottwald, in: FS-Schlosser, Konsensuale Streitbeilegung, S. 31, 31. 
" Köpe, in: Beiträge zu Grenzfragen des Prozessrechts, S. 63, 66. 
12 Katzenmeier, ZZP 115 (2002), 51, 52. 
13 Vgl. Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 14. 
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von Seiten beider Ehepartner zu beenden.14 Probleme werden vor den Fa-
miliengerichten teilweise von der persönlichen auf die juristische Sachebe-
ne verlagert. Oftmals kann dadurch der Eindruck entstehen, dass das 
„Recht" für eine emotional unverarbeitete Trennung funktionalisiert wird15 

und die innerparteilichen Gegensätze forciert werden.16 

Die Verlagerung der Scheidungsangelegenheiten auf ausgewählte 
Schiedsrichtergremien ermöglicht es, die Sachverhalte einer rein juristi-
schen Perspektive zu entziehen und langwierige Prozesse zu vermeiden. 
Darüber hinaus könnte die Gestaltungsbefugnis der Parteien dazu beitra-
gen, dass sich die Eheleute leichter mit dem Inhalt des Schiedsspruches 
abfinden. 

Diese kurz skizzierten Umstände können den Eindruck enstehen lassen, 
dass private Schiedsvereinbarungen auch im Bereich der Ehescheidung 
und der nachehelichen Ansprüche eine Rolle spielen. Bislang werden die 
mit der Scheidung im Zusammenhang stehenden Rechtsmaterien jedoch 
weitgehend vor den staatlichen Gerichten abgehandelt.17 Die Idee, auch 
familiengerichtliche Angelegenheiten einer endgültigen und bindenden 
Schiedsvereinbarung zu unterstellen, ist dagegen relativ neu.18 

Während man in den USA diese Möglichkeit der family law arbitration 
bereits intensiver diskutiert und sie auch schon verstärkt zum Gegenstand 
von Gerichtsurteilen geworden ist, lässt sich dies in Deutschland nur in 
geringem Umfang19 erkennen. Zwar wurde die Frage nach der Schiedsfa-
higkeit scheidungsrechtlicher Belange in der Fachliteratur bereits verein-
zelt aufgeworfen, jedoch sind in praktischen Einzelaspekten viele Diskus-
sionspunkte entstanden, die bislang durch Literatur und Rechtsprechung 
keine einheitliche Linie erfahren konnten. 

Als mögliche Ursache für die geringfügige Bearbeitung dieser innovati-
ven familienverfahrensrechtlichen Problematik kommt zum einen die Tat-
sache in Betracht, dass die Scheidung per se als Statusangelegenheit zu 
qualifizieren und daher bislang der staatlichen Entscheidungsbefugnis vor-
behalten ist. Ausdruck hat dieser Grundsatz in § 1564 Satz 1 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches gefunden; nach dieser Vorschrift können Ehescheidun-
gen allein durch ein richterliches Urteil ausgesprochen werden. 

14 Schulze, Grenzen der objektiven Schiedsfähigkeit, S. 55. 
15 De Witt, FamRZ 1998, 211, 211. 
16 Haynes, Scheidung ohne Verlierer, S. 7. 
17 Vgl. Bergschneider, Verträge in Familiensachen, Rdn. 53. 
18 Schiissel, 26 Fam. L. Quarterly 71, 73 (1992). 
19 Zu den wenigen Entscheidungen in diesem Bereich gehören BGHZ 99, 143, die 

sich mit unterhaltsrechtlichen und güterrechtlichen Ansprüchen anlässlich des Getrennt-
lebens auseinandersetzt sowie BGH, NJW-RR 1996, 500, die sich mit Schiedsvereinba-
rung anlässlich des nachehelichen Unterhalts befasst. 
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Daneben lässt sich auch beobachten, dass familienrechtliche Themen 
allgemein kaum zum Gegenstand von Rechtsvereinheitlichung geworden 
sind.20 

Es drängt sich aber die Frage auf, ob nicht wenigstens Teilbereiche des 
Scheidungsrechts einer Schiedsvereinbarung - de lege lata - zugänglich 
sind und die Abkehr von der staatlichen Gerichtsbarkeit partiell sogar Vor-
teile für die Rechtsanwender mit sich bringen könnte. 

Vor diesem Hintergrund sind das Ziel und der Gegenstand der vorlie-
genden Arbeit darin zu sehen, die Frage nach der Schiedsfähigkeit schei-
dungsrechtlicher Streitgegenstände umfassend zu untersuchen. Ferner sol-
len - aus der Perspektive einer rechtsvergleichenden Betrachtung des US-
amerikanischen und des deutschen Rechtssystems - mögliche Vor- und 
Nachteile eines solchen Konzepts herausgearbeitet werden. 

Unter Berücksichtigung des Umstandes, dass die Problematik der family 
law arbitration in den USA bislang eine wesentlich größere Rolle einge-
nommen hat als in Deutschland, kann ein solcher Rechtsvergleich mögli-
cherweise einen Diskussionsbeitrag zu der Frage leisten, ob nicht auch 
deutsche Eheverträge verstärkt schiedsrechtliche Klauseln enthalten soll-
ten. 

B. Gang der Darstellung 

Die rechtsvergleichende Untersuchung der Thematik scheidungsrechtlich 
orientierter Schiedsvereinbarungen basiert auf einem viergliedrigen Auf-
bau. 

Das erste Kapitel dient dem Zweck, in den Gegenstand der Untersu-
chung einzuführen und die Stellung der Schiedsgerichtsbarkeit in der heu-
tigen Zeit zu verdeutlichen. 

Im zweiten Kapitel wird die deutsche Rechtslage im Hinblick auf die 
Möglichkeit dargestellt, scheidungsrechtliche Angelegenheiten der 
Schiedsgerichtsbarkeit zugänglich zu machen. Diese systematische Dar-
stellung erfolgt aus Transparenzgründen losgelöst von der US-ameri-
kanischen Rechtslage, die den dritten Teil der Arbeit bildet. Auf diese 
Weise lässt sich ein übersichtlicheres Bild von der komplexen Materie des 
Scheidungsrechts zeichnen als bei einer direkten Gegenüberstellung der 
Einzelaspekte in rechtsvergleichender Hinsicht. Systemimmanente Eigen-
heiten des jeweiligen Rechtssystems, Unterschiede auch Gemeinsamkeiten 
werden im Anschluss in separater Form herausgearbeitet. 

Der Aufbau dieser Kapitel ist so gewählt, dass zunächst die Kriterien 
der Schiedsfähigkeit anhand der aktuellen Gesetzeslage in allgemeiner 
Form aufgeschlüsselt werden. Basierend auf dieser Grundlage wird die 

20 Schumacher, FamRZ 2004, 1677, 1677. 
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Schwerpunktuntersuchung dieser Arbeit von der Frage getragen, inwieweit 
die Scheidung und die mit ihr verbundenen nachehelichen Ansprüche zum 
Gegenstand einer Schiedsvereinbarung gemacht werden können. Im Ein-
zelnen wird auf die kindschafitsrechtlichen Belange und die Überprüfung 
der Unterhalts- und Ausgleichsansprüche sowie der Angelegenheiten im 
Hinblick auf den Hausrat und die Ehewohnung eingegangen. 

Anknüpfend an diese materiellrechtliche Untersuchung wird auf die 
prozessualen und formellen Besonderheiten und Schwierigkeiten einer 
schiedsverfahrensrechtlichen Behandlung der scheidungsrechtlichen 
Streitgegenstände hingewiesen. Dabei wird speziell die Frage aufgeworfen, 
inwiefern sich Schiedsklauseln in einen Ehevertrag integrieren lassen. 

Das vierte Kapitel widmet sich zuletzt der rechtsvergleichenden Be-
trachtung der deutschen und der US-amerikanischen Rechtslage. Vor dem 
Hintergrund der festgehaltenen Ergebnisse verfolgt dieser Schlussteil in 
Form eines Ausblickes auch das Ziel, an eine in der Rechtspolitik geführte 
Diskussion anzuknüpfen. Es handelt sich um die im Rahmen der Justizre-
formbestrebungen aufgeworfene Frage, einvernehmliche Scheidungen auf 
die Notare zu übertragen. 

In Gestalt eines de lege ferenda-Entwurfs soll versucht werden, den Ge-
danken dieser rechtspolitischen Frage auf das Schiedsverfahrensrecht aus-
zuweiten und anhand einer kritischen Analyse zu untersuchen, inwieweit 
eine Übertragung der einvernehmlichen Scheidungsangelegenheiten auf 
die privaten Schiedsgerichte möglicherweise eine sinnvolle Alternative zu 
den bisher angedachten Vorschlägen darstellen kann. 

2. Teil: Grundlagen und Bedeutung der Schiedsgerichtsbarkeit 

A. Begriff „Private Schiedsgerichtsbarkeit "/Arbitration 

Der Begriff „Schiedsgerichtsbarkeit" erfasst sehr unterschiedliche Phäno-
mene der Konfliktbereinigung.21 

Den Gegenstand der vorliegenden Arbeit bildet allein die private 
Schiedsgerichtsbarkeit. Sie wurde durch den Bundesgerichtshof „als eine 
auf dem Willen der Beteiligten beruhende nichtstaatliche Gerichtsbarkeit 
in privatrechtlichen Angelegenheiten"22 anerkannt. Es handelt sich mithin 
sowohl im nationalen als auch im internationalen Bereich um ein aus meh-
reren Schiedsrichtern bestehendes Privatgericht („usually with expertise in 

21 Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 6. 
22 BGHZ 65, 59 ,61 . 
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the subject of litigation"23), dem die Entscheidung an Stelle eines staatli-
chen Gerichts durch private Willenserklärung zugeteilt wird.24 Aufgrund 
dieser Legitimation ist die streitentscheidende Tätigkeit der Schiedsrichter 
rein privatrechtlich zu beurteilen, so dass diesen auch nicht die Befugnis 
zusteht, „hoheitlich" zu handeln.25 

Die Besonderheit dieser Form des bindenden Schiedsverfahrensrechts 
bzw. der binding arbitration besteht darin, dass sich die Parteien im Vor-
feld darauf einigen, dass dem abschließenden Schiedsspruch bindende 
Wirkung zukommen soll.26 Prägend ist hierbei, dass das Prozedere im 
Schiedsverfahren regelmäßig ohne große formelle Hindernisse abläuft27 

und dass das „Recht" als solches - im Unterschied zu verschiedenen alter-
nativen Konfliktlösungsmöglichkeiten - eine wesentliche Rolle spielt. So 
erfolgt die schiedsrechtliche Abwicklung nicht völlig losgelöst von verfah-
rensrechtlichen Regelungen; zudem gelangen die Schiedsrichter unter An-
wendung der materiellen Rechtsgrundlagen zu ihrer jeweiligen Entschei-
dung.28 

Gerade im Hinblick auf die Einhaltung dieses Verfahrensrechts und des 
ordre public verbleibt den staatlichen Richtern ein eingeschränktes Kon-
trollrecht. Hieran lässt sich auch erkennen, dass es sich bei der Schiedsge-
richtsbarkeit um eine „vom Staat delegierte und von ihm akzeptierte priva-
te Gerichtsbarkeit"29 handelt. 

B. Bedeutung der Schiedsgerichtsbarkeit aus nationaler und 
internationaler Perspektive 

I. Schiedsgerichtsbarkeit in Deutschland 

Die Neufassung des deutschen Schiedsverfahrensrechts im Jahr 1998 hat 
den Eindruck erweckt, als wäre der Schiedsort Deutschland aus seinem 
„Dornröschenschlaf' erwacht.30 

Die starke Position der Schiedsgerichtsbarkeit lässt sich insbesondere 
auf die Tatsache zurückführen, dass der Gesetzgeber den resultierenden 

23 Imbrogno, 31 Cap. U. L. Rev. 413, 415 (2003); Streeter-Schaefer, 49 Drake L. Rev. 
367, 370 (2001); ähnlich Biel v. Biel, 336 N.W.2d 404, 405 (Wis. App. 1983); Harvey v. 
Harvey, 668 N.W.2d 187, 193 (Mich. App. 2003); Goodman, 27 Fam. Adv. 28, 30 
(2004). 

24 Schwab/Walter, Schiedsgerichtsbarkeit, Kap.l, Rdn.l; vgl. Henn, Schiedsverfah-
rensrecht, S. 1; Köpe, in: Beiträge zu Grenzfragen des Prozessrechts, S. 63, 65. 

25 Hesselbarth, Schiedsgerichtsbarkeit und GG, S. 3. 
26 Meroney, 15 Wake Forest L. Rev. 467, 473 (1979). 
27 Sullivan, 27 Fam. Adv. 4, 9 (2004). 
28 Carbonneau, Arbitration and Dispute Resolution, S. 9. 
29 Oschatz, Sportschiedsgerichtsbarkeit, S. 24. 
30 Kroll, NJW 2 0 0 3 , 7 9 1 , 7 9 1 . 
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Schiedsspruch mit voller Rechtskraft (§ 1055 ZPO) ausstattet.31 Dadurch 
wird es den Schiedsgerichten ermöglicht, sich der staatlichen Gerichtsbar-
keit in vielen Punkten anzunähern32 und sogar an ihre Stelle zu treten.33 

Auch in praktischer Hinsicht erfreut sich das Schiedsgerichtswesen 
wachsender Beliebtheit.34 Gerade in den letzten Jahren konnten viele Insti-
tutionen geschaffen werden, durch die es auf unterschiedliche Art und 
Weise ermöglicht wird, die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit zu 
fördern.35 Zu nennen ist in diesem Zusammenhang beispielsweise eine 
monatlich erscheinende Fachzeitschrift für das Schiedsverfahren 
(SchiedsVZ), die Gründung eines „ständigen Schiedsgerichts durch die 
Rechtsanwaltskammer Frankfurt"36 sowie die Einrichtung der „Deutschen 
Institution für Schiedsgerichtsbarkeit" (DIS).37 Diese ist wissenschaftliches 
Forum und institutionelle Schiedsgerichtsorganisation in einem38 und steht 
Parteien aller Nationalitäten für Schiedsverfahren offen.39 Zudem lässt sich 
auch an der zunehmenden Zahl der Veröffentlichungen und Veranstaltun-
gen zu schiedsrechtlichen Themenkreisen das wachsende Interesse an der 
Schiedsgerichtsbarkeit festmachen.40 

Trotz dieses verstärkten Bemühens um die Schiedsgerichtsbarkeit spielt 
sie im Vergleich zu der staatlichen Gerichtsbarkeit auf rein nationaler 
Ebene in der Praxis noch immer eine relativ untergeordnete Rolle.41 Aus 
diesem Grund konnte sie sich bislang noch nicht als reale Alternative zur 
staatlichen Gerichtsbarkeit entwickeln.42 

Allein im Wirtschaftsverkehr43 erlangen Schiedsvereinbarungen u.a. 
wegen des Vertraulichkeitsaspekts erhebliche Bedeutung,44 so dass Strei-

31 Lörcher/Lörcher, Das Schiedsverfahren - national/international - nach neuem 
Recht, Rdn. 11, S. 4. 

32 Katzenmeier, 7ZP 115 (2002), 51, 65. 
33 BGHZ 65, 59,61; vgl. auch Münch, in: MK, ZPO, vor § 1025, Rdn. 2. 
34 Vgl. Kroll, SchiedsVZ 2004, 113, 113. 
35 Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 36. 
36 Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 36. 
37 Ausführlich zur Geschichte der DIS und Kommentierung zur DIS-

Schiedsgerichtsordnung Theune, in: Schütze, Institutionelle Schiedsgerichtsbarkeit, 
S. 160 ff. 

38 Raeschke-Kessler, AnwBl. 1993, 141, 144. 
39 Schütze, Schiedsgericht und Schiedsverfahren, S. 17, Rdn. 17. 
40 Kroll, SchiedsVZ 2004, 113, 113. 
41 So Münch, in: MK, ZPO, vor § 1025, Rdn. 9. 
42 Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 57. 
43 Insbesondere bei Unternehmenskäufen, langfristigen gesellschaftsrechtlichen Lie-

fer- und Kooperationsverträgen und Anlagebauinvestitionen (vgl. Katzenmaier, ZZP 112 
(2002), 51, 66). 

44 Vgl. Böckstiegel, in: FS-Schlosser, Grenzüberschreitungen, S. 49, 51. 
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tigkeiten in diesem Bereich oftmals überhaupt nicht mehr vor den ordentli-
chen Gerichten ausgetragen werden.45 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Justiz ständig um eine fi-
nanzielle Entlastung bemüht ist, stellt sich die Frage, warum Schiedsver-
einbarungen auf nationaler Ebene bislang einen so geringen Stellenwert 
eingenommen haben. Möglicherweise könnte eine Umverteilung mancher 
Streitigkeiten auf die private Gerichtsbarkeit für den Rechtsanwender vor-
teilhaft sein und gleichzeitig auch einen Beitrag zur Deregulierung der 
staatlichen Gewalten leisten. Gerade im Hinblick auf die hohe Anzahl an 
Scheidungsverfahren könnte dieser Entlastungseffekt eine wesentliche 
Bedeutung erlangen. 

II. Schiedsgerichtsbarkeit im internationalen Blickfeld 

Erst seit dem Ersten Weltkrieg ist in der juristischen Literatur und in der 
Rechtsprechung aller Staaten der Terminus „Internationale Schiedsge-
richtsbarkeit" aufzufinden.46 In Art. 1 Absatz 3 des UNCITRAL-Modell-
Gesetzes47 wird das Schiedsverfahren als international definiert, „wenn die 
Parteien der Schiedsvereinbarung ihre Niederlassung in verschiedenen 
Staaten haben", [...] „wenn der Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens, 
der Erfüllungsort oder der Ort, mit dem der Streitgegenstand die engste 
Verbindung aufweist, sich außerhalb des Staates befindet, in dem die Par-
teien ihre Niederlassung haben" oder „[...] wenn die Parteien ausdrücklich 
vereinbart haben, dass der Gegenstand der Schiedsvereinbarung Beziehun-
gen zu mehr als einem Land aufweist". 

Gerade im internationalen Wirtschaftsverkehr kommt der Schiedsge-
richtsbarkeit eine große Bedeutung zu.48 Es ist sogar annehmen, dass der 
Gang zu den Schiedsgerichten sich mittlerweile als der „normale Weg" zur 
Beilegung wirtschaftlicher Streitfragen etablieren konnte.49 Sicherlich ist 
dies vorwiegend auf die flexible Verfahrensgestaltung und die fast globale 
Durchsetzungsmöglichkeit von Schiedssprüchen50 zurückzuführen. So ist 
beispielsweise in Deutschland durch die Vorschrift des § 1061 ZPO, der 

45 Duve/Keller, SchiedVZ 2005, 169, 169 f.; vgl. dazu auch Lionnet, in: FS-Sandrock, 
S. 603,603. 

46 Lionnet, Handbuch der int. und nationalen Schiedsgerichtsbarkeit, S. 45. 
47 UNCITRAL-Modellgesetz über die int. Handelsschiedsgerichtsbarkeit, angenom-

men von der Kommission der Vereinten Nationen für int. Handelsrecht am 21.06.1985, 
abgedruckt bspw. in: Schwab/Walter, Schiedsgerichtsbarkeit, Anh. A, III, S. 516 ff. 

48 Ebbing, Private Zivilgerichte, S. 39; ähnlich Böckstiegel, in: FS-Schlosser, Grenz-
überschreitungen, S. 49, 50, Weihe, Der Schutz der Verbraucher im Recht der Schiedsge-
richtsbarkeit, S. 18. 

49 Weihnacht, ZVglRWiss 98 (1999), 139, 141 m.w.N. 
50 Kurkela, 21 J. Int'!. Arb. 221, 221(2004). 


